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Vorbemerkung

Deutschland scheint die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise zumindest bisher gut überstanden 
zu haben. Nach dem stärksten Konjunkturein-
bruch der Nachkriegszeit im Jahr 2009 erlebt die 
deutsche Wirtschaft bereits ein Jahr danach ein 
„Wachstums- und Beschäftigungswunder“. Ganz 
anders stellt sich die Situation in vielen europä-
ischen Nachbarländern dar. Viele von ihnen ver-
zeichnen nur ein mäßiges Wirtschaftswachstum 
bei hoher Arbeitslosigkeit, manche stecken sogar 
in einer Staatsschuldenkrise und sind auf Hilfen 
aus dem Euro-Rettungsfonds angewiesen.

Vor diesem Hintergrund wird das deutsche 
Wachstumsmodell immer wieder anderen Län-
dern als nachahmenswert empfohlen. Allerdings 
haben sich in der jüngsten Krise auch Schwächen 
der deutschen Wachstumsstrategie offenbart. Die 
deutsche Wirtschaft hängt sehr stark von den 
 Exporten und damit von der Wirtschaftsentwick-
lung, ja mitunter von der Verschuldungsbereit-
schaft in anderen Ländern ab. Krisen im Ausland 
können sich daher sehr schnell negativ auf die 
deutsche Konjunktur auswirken. Und in der län-
gerfristigen Perspektive fällt auf, dass es hier-
zulande trotz aller Exporterfolge nicht gelungen 
ist, ein dauerhaft hohes Wirtschafts- und Beschäf-
tigungswachstum zu erzielen. Tatsächlich war 
Deutschland in den Jahren vor der Krise lange 
Zeit unter den Schlusslichtern beim Wachstum 
im Euroraum.

Um mehr Klarheit in die Debatte rund um 
die Vor- und Nachteile des exportgetriebenen 
Wachstumsmodells Deutschlands zu bringen, hat 
die Friedrich-Ebert-Stiftung an Prof. Dr. Heike 
Joebges und Prof. Dr. Camille Logeay, beide von 
der Hochschule für Technik und Wirtschaft 
(HTW) in Berlin sowie an Dr. Sabine Stephan und 
Dr. Rudolf Zwiener, beide vom Institut für Makro-
ökonomie und Konjunkturforschung (IMK) in 
Düsseldorf einen Forschungsauftrag vergeben, 
um zu analysieren, wie die Abhängigkeit Deutsch-
lands vom Außenhandel zu beurteilen ist, worauf 

die deutschen Exportüberschüsse basieren und 
ob bzw. inwieweit diese ein Problem darstellen. 
Sie kommen zu dem Ergebnis, dass die Export-
erfolge insbesondere im Euroraum zu einem 
 wesentlichen Teil auf die jahrelange Lohnzurück-
haltung zurückzuführen sind. Dadurch hat 
Deutschland nicht nur seinen Handelspartnern 
in der Eurozone geschadet, da wichtige Wachs-
tumsimpulse an das Ausland unterblieben. Es 
hat auch sich selbst geschadet, da die Beschäftig-
ten nicht in angemessener Weise an der eigenen 
Wertschöpfung beteiligt wurden, woraus ein im 
internationalen Vergleich nur unterdurchschnitt-
liches Konsum-, Wirtschafts- und Beschäftigungs-
wachstum resultierte.

Will Deutschland in Zukunft ein stärkeres 
und nachhaltigeres Wirtschafts- und Beschäfti-
gungswachstum erzielen und zugleich einen Bei-
trag zur Reduzierung der Spannungen innerhalb 
der Eurozone leisten, dann braucht es hierzulan-
de ein neues, ausbalanciertes Wachstumsmodell. 
Die deutsche Wirtschafts-, Finanz- und Lohnpoli-
tik müsste stärker darauf ausgerichtet werden, 
nicht nur die internationale Wettbewerbsfähig-
keit des Exportsektors, sondern auch die eigenen 
binnenwirtschaftlichen Wachstumskräfte zu för-
dern. Wie eine Alternative zur bisherigen einsei-
tigen Exportstrategie aussehen könnte wird in 
der vorliegenden Studie skizziert. Wichtig ist da-
bei die Tatsache, dass die Exportquoten auch in 
Zukunft hoch bleiben können. Allerdings sollten 
zugleich die Importquoten ähnlich hoch ausfal-
len. Letz teres ist wiederum von der Dynamik der 
Binnennachfrage und damit von der Lohnent-
wicklung abhängig. An einer stärkeren Teilhabe 
der Arbeitskräfte an der von ihnen erzeugten Wert-
schöpfung geht somit auch in Deutschland lang-
fristig kein nachhaltiger Wachstumsweg vorbei.

Markus Schreyer
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik

der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Zusammenfassung

Fünf Jahre lang war Deutschland Exportweltmeis-
ter, bevor es diesen Titel 2009 (krisenbedingt) an 
China abgeben musste. Über Jahre hinweg hatte 
sich Deutschland diesen Titel mit extrem niedri-
gen Lohnzuwächsen bei teilweise sogar sinken-
den Reallöhnen erkauft. Allerdings hielt man die-
se Strategie seinerzeit für unvermeidlich, wollte 
man die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft nicht gefährden. Man be-
fürchtete, dass höhere Löhne zu Preissteigerun-
gen führen würden, die auf der Exportseite Um-
satzeinbußen und Marktanteilsverluste und auf 
der Importseite die Substitution inländischer 
durch ausländische Erzeugnisse und letztendlich 
den Verlust von Arbeitsplätzen zur Folge hätten.

Die starke Fokussierung auf den Export führ-
te in Deutschland dazu, dass die Bedeutung der 
Binnennachfrage für das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum aus dem Blick geriet. Tatsächlich sind 
Löhne aber nicht nur ein wesentlicher Kostenfak-
tor, sondern auch eine zentrale Einkommensgrö-
ße. So gelang es fast allen anderen Ländern im 
Euroraum mit deutlich stärkeren Lohnzuwächsen 
den privaten Konsum derart zu stimulieren, dass 
sie ein höheres Wirtschaftswachstum als Deutsch-
land erzielten. Hierzulande wurden die Löhne da-
gegen von der Wirtschaftspolitik massiv unter 
Druck gesetzt, mit dem Effekt, dass sich die preis-
liche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unter-
nehmen immer mehr verbesserte und der Export 
boomte, während die Konsumnachfrage auf-
grund der schwachen Einkommensentwicklung 

lahmte. Im Endeffekt war Deutschland trotz sei-
ner Exporterfolge Schlusslicht beim Wachstum 
im Euroraum. Die Kombination aus anhaltender 
Konsumschwäche im Inland und hervorragen-
der preislicher Wettbewerbsfähigkeit der export-
orientierten Wirtschaftszweige führte dazu, dass 
Deutschland seit dem Jahr 2000 immer größere 
Exportüberschüsse erzielte, die nun zunehmend 
die Stabilität der Europäischen Währungsunion 
gefährden. 

Vor diesem Hintergrund sollte Deutschland 
nicht länger versuchen, über Exportüberschüsse 
zu wachsen, sondern eine ausgewogenere Wachs-
tumsstrategie anstreben, die nicht nur die Aus-
landsnachfrage im Blick hat, sondern auch auf 
eine Stärkung der Binnennachfrage abzielt. Dies 
könnte dadurch erreicht werden, dass die Löhne 
wieder stärker steigen und zwar im Einklang mit 
dem mittelfristigen Produktivitätspfad und der 
Zielinfl ationsrate der Europäischen Zentralbank. 
Von solch einer Lohnpolitik würden weder infl a-
tionäre Tendenzen ausgehen, noch würde sie die 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen 
aus inländischer Sicht verschlechtern. Sie würde 
sie nur nicht weiter verbessern und damit den an-
deren Handelspartnern die Möglichkeit eröffnen, 
ihre Handelsbilanzdefi zite allmählich abzubau-
en. Mit solch einer Strategie würde Deutschland 
auch in Zukunft von den Chancen des Außen-
handels profi tieren, könnte aber zugleich seine 
Anfälligkeit für außenwirtschaftliche Krisen deut-
lich verringern.
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1.1 Verstärkte Integration in den 
 Welthandel erhöht Deutschlands 
 Abhängigkeit vom Ausland

Obwohl Deutschland bereits seit Jahrzehnten 
stark in den Welthandel eingebunden ist, hat es 
seine internationalen Handelsverfl echtungen in 
den vergangenen Jahren nochmals erheblich in-
tensiviert. So stieg der Außenhandel von 1995 bis 
2008 preisbereinigt um 136 Prozent; dabei legten 
die Exporte um 160 Prozent zu, während die Im-
porte lediglich um 116 Prozent zunahmen. Das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum betrug im sel-
ben Zeitraum nur knapp 22 Prozent. 

Deutschlands verstärkte Integration in den 
internationalen Handel spiegelt sich in der Ex-
portquote (Anteil der Exporte am Bruttoinlands-
produkt) wider, die von 24 Prozent im Jahr 1995 
auf mehr als 47 Prozent im Jahr 2008 stieg. An-
dere große europäische Volkswirtschaften wie 
Frankreich, Italien oder Spanien wiesen Mitte der 
1990er Jahre noch ähnlich hohe Exportquoten 
wie Deutschland auf. Doch während sich der An-
teil der Ausfuhren am Bruttoinlandsprodukt in 
Deutschland von 1995 bis 2008 nahezu verdop-
pelte, erhöhte er sich in den anderen drei großen 
EWU-Ländern nur um rund vier Prozentpunkte. 

Auch auf der Einfuhrseite lässt sich eine zu-
nehmende Abhängigkeit Deutschlands vom Aus-
land feststellen: Im Jahr 1995 wiesen Deutsch-
land, Frankreich, Italien und Spanien eine Im-
portdurchdringung (Anteil der Importe an der 
inländischen Nachfrage1) von weniger als 25 Pro-
zent auf. Bis zum Jahr 2008 war diese Quote in 
Deutschland auf fast 44 Prozent gestiegen, wäh-

rend sie in den anderen drei Ländern lediglich 
etwa 30 Prozent erreichte. 

Die zunehmende außenwirtschaftliche Ver-
fl echtung lässt sich mit einer weiteren Maßzahl, 
dem Offenheitsgrad (Summe von Exporten und 
Importen im Verhältnis zum Bruttoinlandspro-
dukt), veranschaulichen: 1995 lag dieser in 
Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien un-
ter 50 Prozent. Während die anderen Länder bis 
zum Jahr 2008 einen Anstieg des Offenheitsgrads 
auf weniger als 60 Prozent verzeichneten, kletter-
te der Anteil des Außenhandels am Bruttoin-
landsprodukt in Deutschland auf fast 90 Prozent. 
Dies ist sehr bemerkenswert, wenn man zum Ver-
gleich die entsprechenden Quoten für kleine of-
fene Volkswirtschaften wie Österreich oder die 
Niederlande heranzieht: Hier lag der Offenheits-
grad im Jahr 1995 bei 71 Prozent bzw. 113 Pro-
zent und stieg bis auf 113 Prozent bzw. 145 Pro-
zent im Jahr 2008.

Damit wird deutlich, dass Deutschland eine 
Sonderrolle unter den europäischen Volkswirt-
schaften einnimmt: Trotz seiner Größe ist 
Deutschland mittlerweile eine sehr offene Volks-
wirtschaft, für die der internationale Handel von 
weitaus größerer Bedeutung ist als für andere gro-
ße europäische Volkswirtschaften wie Frankreich, 
Italien und Spanien, in denen das gesamtwirt-
schaftliche Wachstum sehr viel stärker von der 
Binnennachfrage getragen wird. Im Hinblick auf 
seine starke außenwirtschaftliche Orientierung 
ähnelt Deutschland mittlerweile trotz seiner Grö ße 
zunehmend einer kleinen Volkswirtschaft, mit 
 allen damit verbundenen Vor- und Nachteilen: 
So profi tiert die deutsche Volkswirtschaft un-

1. Entwicklung des deutschen Außenhandels seit Mitte der 

 1990er Jahre

1 Inländische Nachfrage = privater und staatlicher Konsum sowie private und staatliche Investitionen.
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gleich stärker als andere große europäische Län-
der von der hohen Dynamik im Welthandel, zu-
gleich ist sie aber auch sehr viel anfälliger für 
 außenwirtschaftliche Krisen. 

1.2 Weltwirtschaftskrise führt zu starkem 
 Wachstumseinbruch in Deutschland

Im Jahr 2008 erfasste die Finanzkrise die Realwirt-
schaft und weitete sich zu einer Weltwirtschafts-
krise aus. Der deutsche Außenhandel geriet im 
vierten Quartal 2008 in den Strudel dieser Ereig-
nisse. Mit einer Jahresrate von -14,3 Prozent bei 
den Ausfuhren und -9,4 Prozent bei den Einfuh-
ren markiert das Jahr 2009 einen absoluten Ne-
gativrekord im deutschen Außenhandel. Überra-
schend schnell vollzog sich die anschließende 
Erholung: Seit Mitte 2009 expandieren Exporte 
und Importe wieder kräftig; gleichwohl haben 
insbesondere die Exporte das Vorkrisenniveau 
noch nicht wieder erreicht (vgl. Abbildung 1 auf 
Seite 8).

Angesichts der hohen Exportabhängigkeit 
der deutschen Wirtschaft drängt sich die Frage 

auf, ob Deutschland stärker als andere Volkswirt-
schaften von der globalen Krise betroffen war. 
Tatsächlich ging das Bruttoinlandsprodukt hier-
zulande mit -4,7 Prozent stärker zurück als im 
 Euroraum insgesamt (-4,1 Prozent). Abgesehen 
von Italien, dessen gesamtwirtschaftliches Wachs-
tum sogar noch stärker als das in Deutschland 
sank, verzeichneten sowohl die beiden großen 
EWU-Länder Frankreich und Spanien als auch 
die kleinen offenen Volkswirtschaften Österreich 
und die Niederlande geringere Wachstumseinbu-
ßen. Ausschlaggebend für den besonders starken 
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts in Deutsch-
land war der hohe negative Wachstumsbeitrag 
der Nettoexporte (vgl. Tabelle 1), der aber nicht 
allein dadurch zustande kam, dass die Exporte 
stark rückläufi g waren, sondern auch dadurch, 
dass die Importe deutlich geringer zurückgingen 
als in  anderen Ländern. Das lag daran, dass es in 
Deutschland gelungen war, mit den Konjunktur-
programmen die Binnennachfrage und insbe-
sondere den privaten Konsum zu stabilisieren. So 
war der Wachstumsbeitrag der Inlandsnachfrage 
zwar auch in Deutschland negativ, aber deutlich 
weniger als in den anderen Ländern. 

Tabelle 1: 

Euroraum: BIP-Wachstum und Wachstumsbeiträge der BIP-Komponenten 2009

Länder
Wachstumsrate 

des BIP in %

Wachstumsbeiträge in %

inländische 
Verwen-

dung
Exporte Importe

Außen-
handel

Deutschland -4,7 -1,8 -6,8 3,9 -2,9

Frankreich -2,6 -2,3 -3,3 3,1 -0,2

Italien -5,0 -3,8 -5,5 4,3 -1,2

Niederlande -3,9 -3,8 -6,1 5,8 -0,2

Österreich -3,9 -2,2 -9,5 7,7 -1,8

Spanien -3,6 -6,4 -3,0 5,8 2,8
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Abbildung 1: 

Entwicklung der deutschen Exporte und Importe1, I. Quartal 2008 - II. Quartal 2010 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Quartal des Vorjahres in %

 

I. Quartal 2008 = 100 

1  Verkettete Volumenangaben.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Zusatztabellen; eigene Berechnungen.
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2. Ist die Abhängigkeit vom Außenhandel per se schlecht?

Deutschland unterscheidet sich von anderen gro-
ßen Volkswirtschaften unter anderem darin, dass 
es sich in den vergangenen Jahren zu einer sehr 
offenen Volkswirtschaft entwickelt hat. Die Ab-
hängigkeit vom Außenhandel ist aber per se we-
der gut noch schlecht. Entscheidend ist, wie sie 
sich gesamtwirtschaftlich auswirkt und wie sich 
solch ein Land seinen Handelspartnern gegen-
über verhält. So geht die Außenhandelstheorie 
üblicherweise davon aus, dass Handel zu Wohl-
fahrtsgewinnen bei allen Beteiligten führt. Dies 
wird mit dem folgenden Wirkungszusammen-
hang begründet: Eine Erhöhung der Nachfrage 
aus dem Ausland stimuliert in einer ersten Runde 
die Exporte des Inlands und führt unmittelbar zu 
einer Ausweitung der Einfuhr von Rohstoffen 
und Vorleistungen, die als Einsatzfaktoren im Ex-
portsektor benötigt werden; darüber hinaus wird 
die Investitionstätigkeit im Inland angeregt. Auf 
diese Weise steigen Produktion und Beschäfti-
gung im Inland, und bei zunehmender Kapazi-
tätsauslastung steigen auch die Löhne. Die sich 
daraus ergebende Erhöhung der verfügbaren Ein-
kommen führt zu einer Ausweitung des Konsums 
im Inland, wodurch wiederum die Importnach-
frage angeregt wird. Auf diese Weise wird in einer 
zweiten Runde ein positiver Nachfrageimpuls 
vom Inland an das Ausland zurückgesendet. Da-
durch, dass sich in diesem Modell sowohl Expor-
te als auch Importe eines Landes erhöhen, baut 
keiner der Handelspartner strukturelle Außen-
handelsüberschüsse bzw. -defi zite auf. 

Das Funktionieren dieses Wirkungsmecha-
nismus hängt allerdings entscheidend davon ab, 
dass die Erträge aus dem Außenhandel binnen-
wirtschaftlich verwendet werden, denn nur dann 
kommt es über eine Erhöhung der Investitionen 
und des privaten Verbrauchs im Inland zu einer 

Erhöhung der Importnachfrage und damit zu 
 einer positiven Rückwirkung auf das Ausland. 
Und genau hier liegt das Problem in Deutschland: 
In den vergangenen Jahren wurden die erwirt-
schafteten Erträge immer ungleicher verteilt. 

Von 2000 bis 2008 stiegen die verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte um fast 19 
Prozent. Während die Gewinne um 35 Prozent 
zulegten, erhöhten sich die Masseneinkommen 
(Nettolöhne und -gehälter, Renten und Sozialein-
kommen) lediglich um knapp zwölf Prozent. Das 
bedeutet, dass die Einkommen derjenigen, die 
eine hohe Konsumneigung haben, nur schwach 
gestiegen sind, während die Einkommen derje-
nigen, die eine hohe Sparneigung haben, stark 
zugenommen haben. Bereinigt um die Preisstei-
gerung, die im betrachteten Zeitraum mehr als 
15 Prozent betrug, sind die verfügbaren Einkom-
men von Arbeitnehmern, Rentnern und Transfer-
empfängern insgesamt sogar spürbar gesunken. 
Dass diese Konstellation zu einer hartnäckigen 
Konsumschwäche und damit einhergehend niedri-
gen Importzuwächsen führen würde, war unver-
meidlich. Gleichzeitig stärkte die schwache Lohn-
entwicklung die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft und begünstigte so den 
Auslandsabsatz. Seit dem Jahr 2000 bleibt das 
Wachstum der Importe deutlich hinter dem der 
Exporte zurück – mit dem Effekt, dass Deutsch-
land immer größere Exportüberschüsse erzielt. 
Bis zum Jahr 2008 sind diese auf mehr als das 
20-fache gestiegen (vgl. Abbildung 2).

Vor dem Hintergrund der Außenhandels-
theorie ist es offensichtlich, dass der Außenhan-
del, so wie Deutschland ihn in den vergangenen 
Jahren betrieben hat, nicht für alle Beteiligten 
von Vorteil war. Deutschland profi tierte einseitig 
von den Wachstumsimpulsen aus dem Ausland, 
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verhinderte aber mit seiner Lohnpolitik, dass 
Wachstumsimpulse in einer ähnlichen Größen-
ordnung von Deutschland an das Ausland zu-
rückgegeben wurden. Mit den steigenden Ex-
portüberschüssen ist Deutschland in den letzten 
Jahren somit auf Kosten seiner Handelspartner 
gewachsen. 

In Deutschland gelten die Exportüberschüs-
se als Ausdruck einer erfolgreichen Wachstums-
strategie, zumal hierzulande auch die Beschäfti-

gung von der zunehmenden internationalen 
 Arbeitsteilung profi tiert hat (siehe Kasten „Be-
schäftigungsgewinne durch zunehmende Han-
delsverfl echtungen“). Im Folgenden wird jedoch 
gezeigt, dass Deutschland mit diesem Verhalten 
nicht nur seinen Handelspartnern, sondern auch 
sich selbst geschadet hat, weil es Wachstums-
chancen vergab, die sich bei einem stärker bin-
nenwirtschaftlich ausgerichteten Wachstum er-
geben hätten.

Abbildung 2: 

Deutsche Exporte, Importe1 und Außenhandelssalden 1995 - 2008, in Mrd. €

1  Verkettete Volumenangaben.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Zusatztabellen; eigene Berechnungen.
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Beschäftigungsgewinne durch zunehmende Handelsverfl echtungen

Im Zuge der Internationalisierung des Wirtschaftsgeschehens fi ndet eine zunehmende Durchdrin-
gung der nationalen Produktions- und Dienstleistungsprozesse mit Importen statt. Dies führt auf 
der einen Seite dazu, dass inländische Produkte ersetzt und Arbeitsplätze ins Ausland verlagert 
werden; dadurch wird die Einkommensentstehung reduziert. Auf der anderen Seite können Unter-
nehmen durch den importierten Zukauf von Vorprodukten und den gleichzeitigen Wegfall weni-
ger produktiver Fertigungsprozesse ihre Wettbewerbsfähigkeit stärken und so ihre Position auf den 
nationalen und internationalen Märkten ausbauen. Das wiederum führt zu steigenden Exporten 
und über einen Beschäftigungsaufbau im Exportsektor zu einem insgesamt höheren Einkommen. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob Deutschlands immer stärkere Integration in die 
Weltwirtschaft per Saldo zu Beschäftigungsgewinnen oder –verlusten hierzulande führt. 

Im Jahresgutachten 2004/05 beschäftigte sich der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
 gesamtwirtschaftlichen Entwicklung mit dem Einfl uss der gestiegenen Exporttätigkeit auf die 
 Beschäftigungssituation (SVR 2004). Eine für das Verarbeitende Gewerbe durchgeführte Input-
Output-Analyse ergab einen Beschäftigungszuwachs von 300.000 Arbeitsplätzen allein für den 
Zeitraum 1995 - 2000 in diesem Sektor. Allerdings wurden in dieser Analyse dem Beschäftigungs-
aufbau im Exportsektor nur die inländischen Beschäftigungsverluste aufgrund des erhöhten 
Import gehalts der Exporte gegengerechnet, nicht aber die rechnerischen Beschäftigungsverluste 
aufgrund des gesamten Anstiegs der Importe. Deshalb, und wegen der Beschränkung auf das Ver-
arbeitende Gewerbe, lässt sich aus der Studie des Sachverständigenrates nicht ableiten, wie sich die 
weltwirtschaftliche Integration auf die Beschäftigung in Deutschland insgesamt ausgewirkt hat. 

Dies ist das Ziel einer Studie von Brautzsch/Ludwig (2008), die anhand einer Input-Output-Ana-
lyse aufzeigen, dass die Expansion aufgrund einer verbesserten Wettbewerbsfähigkeit die Wachs-
tumseinbußen in Folge der entgangenen Produktion sowie der damit einhergehenden Beschäf-
tigungs- und Einkommensverluste überkompensiert: Zwischen 1991 und 2002 hat in Deutschland 
die Zahl der Erwerbstätigen in der Gesamtwirtschaft aufgrund des Außenhandels per Saldo um gut 
1,6 Millionen Personen zugenommen; im Zeitraum 1995 - 2000 war es immerhin ein induzierter 
Zuwachs von gut 350.000 Personen.

In den vergangenen zehn Jahren hat sich die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft aufgrund der schwachen Lohn- und der teilweise negativen Lohnstückkostenentwicklung 
weiter stark verbessert. Entsprechend dynamisch expandierten die deutschen Ausfuhren. Selbst als 
die Energiepreisexplosion die Importe wertmäßig stark erhöhte, stieg der nominale Außenbeitrag 
weiter. Rein rechnerisch trug der Außenhandel in diesen Jahren zwei Drittel zum gesamtwirt-
schaftlichen Wachstum bei. Gleichwohl gibt es Stimmen, die in dem starken Anstieg der Exporte 
keinen Ausweis der hohen preislichen Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen sehen, son-
dern das genaue Gegenteil. So behauptet Sinn (2005), dass zu hohe Lohnkosten in Deutschland 
dazu führen würden, dass die inländische Wertschöpfung im Exportsektor zunehmend durch Im-
porte ersetzt werde. Deutschland erlebe einen Wandel vom Produktionsstandort zum Handels-
platz. Diese Entwicklung hin zu einer „Basarökonomie“ spiegele sich in dem stark gestiegenen 
Importgehalt deutscher Exporte und führe zu Beschäftigungsverlusten hierzulande. Diese Befürch-
tungen werden von einer Studie des Instituts für Wirtschaftsforschung in Halle (IWH) entkräftet: 
Die Input-Output-Analysen zeigen, dass selbst bei Berücksichtigung der höheren exportinduzier-
ten Vorleistungsimporte der Beschäftigungseffekt durch die steigende Produktion von Export-
gütern im Saldo immer noch deutlich positiv ist (Brautzsch/Ludwig 2005: 517). Dass der Import-
gehalt der Exporte steigt, ist bei fortschreitender Globalisierung keineswegs pathologisch, sondern 
normal. Die besondere Dynamik, mit der der Importgehalt der Exporte gewachsen ist, beruht vor 
allem auf stark gestiegenen Re-Exporten, also Importen für die Wieder-Ausfuhr, die keinen Ein-
gang in den inländischen Produktionsprozess fi nden.
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Das Auseinanderlaufen der Export- und der Im-
portentwicklung betrifft in erster Line den Han-
del mit dem Euroraum. Während beim Handel 
mit den Ländern außerhalb der Europäischen 
Währungsunion (EWU) Exporte und Importe 
von Gütern und Dienstleistungen auch nach dem 
Jahr 2000 mit vergleichbaren Raten gestiegen 
sind, wiesen die Exporte in den Euroraum im Ver-
gleich zu den Importen aus dem Euroraum deut-
lich höhere Steigerungsraten auf. Dies hatte zur 
Konsequenz, dass die Leistungsbilanzüberschüsse 
gegenüber dem Euroraum seit Einführung des Eu-
ros am 1. Januar 1999 bis zum Beginn der Finanz-
krise massiv gestiegen sind (vgl. Abbildung 3). In 
den Jahren 2004 – 2008 lagen die Leistungsbilanz-
überschüsse mit dem Euroraum absolut sogar 
über denen mit dem Rest der Welt. 

An dieser Entwicklung zeigt sich ein ganz 
gravierendes Problem einer Währungsunion: Da 
ihre Mitglieder nicht die Möglichkeit haben, auf 
längerfristige Außenhandelsungleichgewichte mit 

Wechselkursanpassungen zu reagieren, kann es 
zum Aufbau erheblicher Leistungsbilanzungleich-
gewichte kommen. Aus diesem Grund und im 
Kontext der jüngsten Probleme einiger Mitglieds-
länder wurde die besondere Rolle Deutschlands 
im Euroraum vielfach kritisiert (vgl. den Appell 
der französischen Wirtschafts- und Finanzminis-
terin Christine Lagarde an Deutschland im März 
2010, mehr für die eigene Binnenkonjunktur zu 
tun). Im Folgenden werden die Auswirkungen 
der Exportstrategie Deutschlands auf den Euro-
raum untersucht.

3.1 Exporterfolge beruhen zu 
 einem großen Teil auf geringen 
 Lohnzuwächsen

Unter den großen Mitgliedsländern der Wäh-
rungsunion erzielte Deutschland bis zur Finanz-
krise den stärksten Anstieg der Exporte von Gü-

3. Deutschlands Rolle im Euroraum

Abbildung 3: 

Leistungsbilanzsalden Deutschlands mit dem Euroraum, in Mrd. €

Quelle: Deutsche Bundesbank; eigene Berechnungen.
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tern und Dienstleistungen. Worauf beruhen die 
deutschen Exporterfolge? Auf diese Frage gibt es 
keine pauschale Antwort, vielmehr kommen je 
nach Exportgut und Absatzmarkt unterschiedli-
che Faktoren zum Tragen. Mehr als ein Drittel der 
deutschen Warenexporte entfallen auf den Fahr-
zeug-, den Maschinen- und den Anlagenbau. In 
diesen Branchen, die von einem hohen Speziali-
sierungsgrad geprägt sind, sind häufi g deutsche 
Mittelständler Weltmarktführer. Wichtige Erfolgs-
faktoren – insbesondere im Bereich des Maschi-
nen- und Anlagenbaus – sind Innovationsfähig-
keit, Flexibilität, know how und die Fähigkeit 
dieser Unternehmen, komplizierte Kundenwün-
sche in maßgeschneiderte Lösungen umzusetzen. 
Die gute Qualität deutscher Erzeugnisse, ihre 
pünktliche Lieferung sowie ein guter Service vor 
Ort sind weitere wichtige Faktoren für eine lang-
fristige Kundenbindung. Der Aspekt der preisli-
chen Wettbewerbsfähigkeit ist in diesem Segment 
von nachrangiger Bedeutung. 

In der öffentlichen Debatte wird der Quali-
tätsaspekt häufi g als Erklärung für die deutsche 
Exportperformance insgesamt herangezogen. Für 
die gesamtwirtschaftliche Betrachtung greift 
 dieses Argument jedoch zu kurz. Hier ist es auf-
schlussreich, die verschiedenen Absatzmärkte für 
deutsche Erzeugnisse zu betrachten. So profi tier-
ten Deutschlands Exporte außerhalb der Wäh-
rungsunion in den vergangenen Jahren maßgeb-
lich vom starken Wachstum der Weltwirtschaft 
und von der Integration aufholender Volkswirt-
schaften in Asien und in Mittel- und Osteuropa 
in den Welthandel. Die Nachfrage nach deut-
schen Erzeugnissen wurde in erster Linie von der 
Investitionsdynamik in diesen Ländern bestimmt 
und weniger von der preislichen Wettbewerbsfä-
higkeit. Ganz anders sieht es bei den deutschen 
Exporten in den Euroraum aus. Hier war die wirt-
schaftliche Dynamik geringer, dafür spielte die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit eine wichtigere 
Rolle. Deswegen haben deutsche Exporte in den 
Euroraum von der schwachen Entwicklung der 
Arbeitskosten in Deutschland in den vergange-
nen Jahren besonders stark profi tiert. Diese Ein-
schätzung wird von empirischen Untersuchun-
gen zur Erklärung der deutschen Exporte bestä-
tigt: So werden in ökonometrischen Gleichungen, 

die die regionale Struktur der Exporte berücksich-
tigen, deutlich höhere Preiselastizitäten für deut-
sche Exporte in den Euroraum als für Exporte in 
andere Regionen geschätzt (Horn / Stephan 2005). 
Im Folgenden wird der Zusammenhang zwischen 
Lohnentwicklung und preislicher Wettbewerbs-
fähigkeit genauer ausgeführt. 

Angesichts der gemeinsamen Währung im 
Euroraum sind für die preisliche Wettbewerbsfä-
higkeit die Relationen der nominalen Lohnstück-
kosten der Mitgliedsländer untereinander maß-
geblich. Wie Abbildung 4 zeigt, stagnierten die 
Lohnstückkosten in Deutschland bis zur Finanz-
krise. Da alle anderen Mitgliedsländer höhere Zu-
wächse bei den Lohnstückkosten verzeichneten, 
verloren sie gegenüber Deutschland kumulativ 
an Wettbewerbsfähigkeit. 

Weil sich die Lohnstückkosten aus dem Ver-
hältnis der Effektivlöhne zur Arbeitsproduktivität 
berechnen, hätte die Stagnation der Lohnstück-
kosten in Deutschland auf einer überdurch-
schnittlichen Entwicklung der Produktivität be-
ruhen können. Das ist aber nicht der Fall, denn 
der Anstieg der Arbeitsproduktivität Deutsch-
lands lag nur leicht über dem des Euroraum-
Durchschnitts (vgl. Abbildung 4). Hingegen wa-
ren die im Vergleich zum restlichen Euroraum 
geringen Zuwächse bei den Effektivlöhnen für 
Deutschlands hohe preisliche Wettbewerbsfähig-
keit ausschlaggebend. 

Tatsächlich können die Lohnerhöhungen in 
Deutschland als zu gering bewertet werden, weil 
der infl ations- und verteilungsneutrale Spielraum 
bei Lohnverhandlungen oftmals nicht ausge-
schöpft wurde. Das gilt nicht nur für die Gesamt-
wirtschaft, sondern neben dem Dienstleistungs-
sektor auch für das exportorientierte Verarbeiten-
de Gewerbe. Die gemessen am Produktivitätsan-
stieg schwache Zunahme der Stundenlöhne 
führte in diesem Zeitraum zu einem Rückgang 
der nominalen Lohnstückkosten im Verarbeiten-
den Gewerbe um knapp vier Prozent. 

In Frankreich dagegen entsprachen die Lohn-
erhöhungen bis zur Finanzkrise dem infl ations- 
und verteilungsneutralen Spielraum, so dass die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit aus nationaler 
Sicht gewahrt blieb. Angesichts des ständigen 
Rückgangs der deutschen Lohnstückkosten wa-
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ren jedoch zunehmende Importüberschüsse im 
Handel mit Deutschland die Folge, die einen 
maßgeblichen Beitrag zum französischen Leis-
tungsbilanzdefi zit leisteten.

3.2 Trotz Exporterfolgen ist Deutschland 
 Schlusslicht beim Wachstum

Die schwache Lohnentwicklung hat es Deutsch-
land ermöglicht, Exportweltmeister zu werden. 
Mit der kräftigen Exportentwicklung ging ein Be-
schäftigungsaufbau einher (siehe Kasten Seite 11). 
Gleichwohl ist die Frage, ob Deutschland auch 
gesamtwirtschaftlich davon profi tiert hat, noch 
nicht beantwortet. Im Vergleich mit den anderen 

Euroraum-Ländern zeigt sich, dass Exportwelt-
meister zu sein sich nicht in Wachstums- und 
 Beschäftigungsweltmeister übersetzen lässt. Aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht sind Löhne nicht 
nur ein Kostenfaktor, sondern auch eine wichtige 
Einkommensgröße. Entsprechend negativ hat 
sich die schwache nominale Lohnentwicklung 
auf die verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte ausgewirkt. Als Konsequenz verzeich-
nete Deutschland innerhalb des Euroraums die 
geringsten Zuwachsraten beim privaten Konsum, 
der ab 2001 stagnierte. Wachstumsverluste auf-
grund der Konsumschwäche konnten nicht durch 
die Exporterfolge kompensiert werden, weil die 
Ausfuhren nach wie vor einen geringeren An-
teil am Bruttoinlandsprodukt haben als der 

Abbildung 4: 

Arbeitsmarktdaten ausgewählter Länder
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Abbildung 5: 

Wirtschaftliche Entwicklung ausgewählter Länder

Gesamtwirtschaft, 1998  = 100
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Quelle: Reuters EcoWin (Eurostat-VGR); eigene Berechnungen.
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 private Konsum. Deshalb gehörte Deutschlands 
ge samtwirtschaftliche Wachstumsrate mit zu den 
schwächsten im Euroraum (vgl. Abbildung 5); 
bis Ende 2007 wiesen nur Portugal und Italien 
eine vergleichbar schwache Wirtschaftsentwick-
lung auf. 

In der Wissenschaft und in den Medien wird 
oft die Ansicht vertreten, dass die geringen Lohn-
zuwächse zu mehr Beschäftigung insgesamt füh-
ren. Aber auch das ist nicht der Fall, wie ein Ver-
gleich mit anderen großen Ländern des Eurorau-
mes, aber auch mit dem Vereinigten Königreich 
zeigt (vgl. Abbildung 4): In diesen Länden gingen 
höhere Lohnzuwächse mit einer besseren Be-
schäftigungsentwicklung einher (vgl. auch Joeb-
ges et al. 2009a).

Im Ländervergleich zeigt sich, dass die bishe-
rige exportorientierte Wirtschaftspolitik Deutsch-
lands in den vergangenen Jahren nicht sonder-
lich erfolgreich war. Zwar verbesserte die jahre-
lange Lohnzurückhaltung die Konkurrenzfähig-
keit deutscher Unternehmen, so dass der Export 
stark expandierte. Das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum war aufgrund der Konsumschwäche 
aber geringer als in fast allen anderen EWU-Län-
dern. Unter dem Strich hat sich Deutschland mit 
dieser einseitig auf die Außenwirtschaft ausge-
richteten Strategie selbst geschadet. Es vergab da-
durch Wachstumschancen, die sich bei einer aus-
gewogenen Wachstumsstrategie, die neben der 
Außen- auch die Binnenwirtschaft im Blick ge-
habt hätte, ergeben hätten.
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3.3  Deutschlands Lohnzurückhaltung 
 schadet übrigen EWU-Ländern

Die geringe Lohnentwicklung in Deutschland hat 
nicht nur über eine Verbesserung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit deutsche Exporte geför-
dert, sondern zu einer binnenwirtschaftlichen 
Schwäche geführt, die andere Länder um ihre 
 Exportchancen brachte. Den deutschen Außen-
handelsüberschüssen gegenüber dem restlichen 
Euroraum entsprechen Leistungsbilanzdefi zite 
der übrigen EWU-Länder gegenüber Deutschland 
und damit Wachstumseinbußen dieser Länder 
bei dem Außenhandel. 

Zwar konnten viele Länder diese Wachstums-
einbußen durch ein hohes binnenwirtschaftli-
ches Wachstum mehr als kompensieren. Aller-
dings erhöhten die damit einhergehenden Im-
portüberschüsse die Leistungsbilanzdefi zite und 
auf diese Weise die Verschuldung gegenüber dem 
Ausland. Deutschlands Entwicklung hat damit 
zur Instabilität im Euroraum beigetragen. Die in-
stabile Entwicklung führte zu Vertrauensverlus-
ten und mündete in die Schuldenkrise einiger 
Mitgliedsländer (Joebges et al. 2010). Angesichts 
der gemeinsamen Währung ist die ständige Ver-
besserung der preislichen Wett bewerbsfähigkeit 
Deutschlands über geringere Lohnzuwächse be-
sonders problematisch, weil die anderen Eu-
roraumländer keine Korrektur über eine Abwer-
tung ihrer Währung herbeiführen können.

3.4 Rückgang des Leistungsbilanz-
 überschusses nur vorübergehend

Für den Euroraum hatte die weltweite Rezession 
in Folge der Finanzkrise den „positiven“ Neben-
effekt, dass dadurch Handelsungleichgewichte 
zwischen Deutschland und wichtigen Partnern 
erst einmal deutlich reduziert wurden. So konn-
ten Frankreich, Großbritannien und Österreich 
diese Handelsbilanzdefi zite 2009 um über zehn 
Prozent zurückfahren, Italien erzielte eine Reduk-
tion um 25 Prozent und Spanien konnte sein 
Handelsbilanzdefi zit mit Deutschland nahezu 
halbieren. Dadurch haben sich die Leistungsbi-
lanzsalden der Euroraumländer verringert: Die 

Überschüsse Deutschlands gingen zurück ebenso 
wie die Defi zite Spaniens (vgl. Abbildung 6).

Diese Entwicklung könnte Anlass zur Hoff-
nung geben, dass der seit Euro-Einführung beob-
achtbare Prozess, nach dem sich die EWU-Mit-
gliedsländer in ökonomischer Hinsicht auseinan-
der entwickeln, der Vergangenheit angehört und 
sich daraus resultierende (Verschuldungs-)Proble-
me von ganz alleine lösen werden. Tatsächlich 
haben sich einige Divergenzen zwischen den Eu-
roraumländern im Zuge der Krise erst einmal ver-
ringert. So haben sich die Unterschiede in der 
 realwirtschaftlichen Entwicklung reduziert, weil 
die deutschen Importe im Zuge der Finanzkrise 
nicht so stark eingebrochen sind wie in den ande-
ren Mitgliedsländern: 2009 hatte sich der Kon-
sum in Deutschland erstmals besser entwickelt 
als im übrigen Euroraum, während er in Ländern 
wie Spanien und dem Vereinigten Königreich, die 
zuvor hohe Wachstumsraten verzeichnet hatten, 
einbrach.

Dass der Konsum in Deutschland im Gegen-
satz zu den anderen Ländern stabil blieb, ist – 
 neben den die Konjunktur stabilisierenden Maß-
nahmen wie der Abwrackprämie – vor allem der 
Tatsache zu verdanken, dass die Arbeitslosenquo-
te trotz Krise sogar leicht zurückging, während sie 
in anderen Ländern massiv anstieg. Unterneh-
men in Deutschland nutzten dagegen verschiede-
ne Möglichkeiten der internen Flexibilisierung 
zur Anpassung der Arbeitszeit an die gesunkene 
Nachfrage: Zum einen das staatlich geförderte In-
strument der Kurzarbeit, zum anderen die im 
Vorfeld der Krise tarifvertraglich eingeführten Ar-
beitszeitkonten sowie die für Krisensituationen 
geschaffene Möglichkeit der Reduktion der Regel-
arbeitszeit (Bogedan et al. 2009; Herzog-Stein/Sei-
fert 2010; IMK 2009). Weil Arbeitskräfte trotz des 
Nachfrageeinbruchs gehalten wurden, sank die 
Arbeitsproduktivität in Deutschland stärker als in 
anderen Ländern, wenn auch nur vorübergehend. 
Deshalb sind die Lohnstückkosten mit über 
fünf Prozent im Jahr 2009 in Deutschland trotz 
des nur durchschnittlichen Anstiegs der Effektiv-
löhne deutlich stärker gestiegen als in vielen an-
deren Ländern des Euroraumes. 

Dadurch, dass das Wachstum der Lohnstück-
kosten in Deutschland im Krisenjahr 2009 höher 
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war als in Ländern, die zuvor hohe Wachstums-
raten verzeichnet hatten (wie z. B. Spanien), ha-
ben sich die Unterschiede in der Lohnstückkos-
tenentwicklung im Euroraum vorübergehend 
verringert. Angesichts des großen Vorsprungs, 
den Deutschland hinsichtlich der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit hat, konnten aber nur Län-
der außerhalb des Euroraums, durch eine Abwer-
tung ihrer Währung, tatsächlich aufholen. Zu 
diesen Ländern gehört z. B. das Vereinigte König-
reich (vgl. Abbildung 4). Durch die jahrelange 
Lohnzurückhaltung verfügt Deutschland dage-
gen gegenüber den Mitgliedsstaaten des Euro-
raums über einen so großen „Wettbewerbspuf-
fer“, dass es trotz des vorübergehend stärkeren 
Anstiegs der Lohnstückkosten weiterhin die 
höchste Wettbewerbsfähigkeit aufweist. Zudem 
zeichnet es sich ab, dass sich die Unterschiede 
in der Lohnstückkostenentwicklung schon 2010 
wieder vergrößern werden. 

Da die EWU-Länder ihre Wettbewerbsfähig-
keit nicht mehr über eine Abwertung ihrer natio-
nalen Währung verbessern können, müssten sie 
entweder immense Produktivitätsschübe oder so-
gar einen Rückgang der nominalen Effektivlöhne 

verzeichnen, um ihre Konkurrenzfähigkeit ge-
genüber Deutschland zu erhöhen. Am Beispiel 
Griechenlands und Irlands zeigt sich, dass dies 
mit erheblichen sozialen und politischen Kosten 
einhergeht, wenn es überhaupt stattfi ndet. Inso-
fern ist zu erwarten, dass sich die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit dieser Länder nicht nennens-
wert verbessern wird, oder sich gar wieder ver-
schlechtern wird, wie es die OECD und der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) prognostizieren 
(OECD 2010, IMF 2010). Damit diese Länder 
überhaupt eine Chance haben, ihre Wettbewerbs-
fähigkeit gegenüber Deutschland zu verbessern, 
müsste hierzulande die Wirtschaftspolitik die 
Binnenwirtschaft deutlich stärken. 

Wie dies erreicht werden könnte, wird weiter 
unten ausgeführt. Dabei zeigt sich, dass nicht nur 
die anderen Mitgliedsstaaten davon profi tieren 
würden, sondern auch Deutschland. Da für eine 
Stärkung der Binnenwirtschaft ein höheres Lohn-
wachstum erforderlich wäre, wird zunächst auf 
das Argument eingegangen, dass das Niveau der 
Arbeitskosten im internationalen Vergleich oh-
nehin schon zu hoch und ein stärkeres Lohn-
wachstum deshalb nicht zu vertreten sei. 

Abbildung 6: 

Leistungsbilanzsalden der Euroraumländer, in Mrd. €
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    Quelle: Reuters EcoWin (Eurostat).
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Es wird oft behauptet, dass die deutschen Arbeits-
kosten zu den höchsten in Europa gehören und 
dass sie die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft trotz der seit Jahren anhaltenden 
Lohnzurückhaltung gefährden (vgl. Schröder 
2009). Im Folgenden werden die Arbeitskosten je 
geleistete Arbeitsstunde im europäischen Ver-
gleich analysiert und es wird den Fragen nach-
gegangen, wo Deutschland im internationalen 
Vergleich steht, wie sich die Arbeitskosten in der 
 Industrie und im privaten Dienstleistungssektor 
entwickelt haben und welche Ursachen beobach-
tete Auffälligkeiten haben könnten. Die verwen-
deten Daten sind offi zielle Jahresangaben, die 
von den Statistikämtern der Mitgliedsstaaten auf 
einer vergleichbaren Basis an Eurostat gemeldet 
und von Eurostat in einer entsprechenden Daten-
bank zur Verfügung gestellt werden. Im Folgen-
den werden die Arbeitskosten im Jahr 2008 be-
trachtet.2 Die Wahl dieses statt des Folgejahres ist 
zum einen dem Umstand geschuldet, dass die 
Entwicklung der Arbeitskosten im Jahr 2009 ent-
scheidend von der Finanz- und Wirtschaftskrise 
beeinfl usst wurde, zum anderen den Datenlücken 
für 2009 wegen einer Umstellung der Klassifi ka-
tion der Wirtschaftszweige.

4.1 Arbeitskosten in der Privatwirtschaft 
 nur geringfügig über 
 Euroraum-Durchschnitt

2008 beliefen sich die Arbeitskosten in der Privat-
wirtschaft (Industrie und private Dienstleistun-
gen) in Deutschland auf 28,50 Euro je Stunde. 
Damit lagen die Arbeitskosten hierzulande und 
in Österreich deutlich unter denen in den skandi-

navischen Ländern, in den Benelux-Staaten sowie 
in Frankreich und nur geringfügig über den 
durchschnittlichen Arbeitskosten im Euroraum 
von knapp 27 Euro je Stunde (vgl. Abbildung 7).

Mit einem Zuwachs um 2,5 Prozent fi el der 
Anstieg der Arbeitskosten in Deutschland 2008 
deutlich geringer aus als im Euroraum insgesamt 
(3,5 Prozent). Lediglich Luxemburg, Malta, Schwe-
den und das Vereinigte Königreich verzeichneten 
geringere Zuwachsraten, wobei bei den beiden 
letztgenannten Ländern allein die Abwertung der 
eigenen Währung gegenüber dem Euro dafür ver-
antwortlich war. Einen überdurchschnittlich ho-
hen Anstieg der Arbeitskosten verzeichneten hin-
gegen die neuen EU-Länder: Hier betrugen die 
Zuwachsraten rund 15 Prozent. Ein Teil dieses 
Anstiegs (ca. vier Prozentpunkte) ist auf die Auf-
wertung der nationalen Währungen gegenüber 
dem Euro zurückzuführen. Dennoch ist mit acht 
bis dreizehn Euro je Stunde das Niveau der Ar-
beitskosten in diesen Ländern nach wie vor sehr 
niedrig. Insgesamt ragt Deutschland somit nicht 
heraus, sondern hat einen Spielraum für Lohn-
erhöhungen.

4.2 Arbeitskosten im Verarbeitenden  
 Gewerbe ähnlich hoch wie in 
 Frankreich 

Wegen der besonderen Rolle des Verarbeitenden 
Gewerbes als Exportsektor wird die Wettbewerbs-
fähigkeit Deutschlands oft an den Entwicklungen 
in dieser Branche festgemacht. Hier bestehen 
hinsichtlich der Höhe der Arbeitskosten große 
Unterschiede zwischen den einzelnen europä-
ischen Ländern: Während die Arbeitskosten in 

4. Deutsche Arbeitskosten im europäischen Vergleich nicht zu hoch

2 Für eine detaillierte Erläuterung der verwendeten Daten vgl. Joebges et al. (2009b).
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Abbildung 7: 

Arbeitskosten in der Privatwirtschaft 2008

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen.
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den Hochlohnländern3 im Jahr 2008 mehr als 
30 Euro je Stunde betrugen, lagen sie in den 
„alten“ südeuropäischen Ländern unter 25 Euro 
je Stunde und in den neuen EU-Ländern in 
Mittel- und Osteuropa sogar unter zwölf Euro je 
Stunde. Mit 32,50 Euro je Stunde gehörte Deutsch-
land folglich unbestreitbar zur Hochlohngruppe 
und lag im Länderranking dicht hinter Frank-
reich auf Platz fünf (vgl. Abbildung 8). 

Mit einem Plus von 2,7 Prozent im Jahr 2008 
verzeichnete Deutschland jedoch im Verarbeiten-
den Gewerbe – wie schon seit längerem – einen 
der geringsten Arbeitskostenanstiege in der Euro-
päischen Union. Nur Schweden und das Verei-
nigte Königreich wiesen – dank der Abwertung 
ihrer Währungen gegenüber dem Euro – deutlich 
geringere Zuwächse auf. Im Euroraum stiegen die 
Arbeitskosten dagegen um reichliche vier Prozent. 
Die neuen EU-Länder registrierten sogar deutlich 
höhere Zuwächse zwischen knapp 6 Prozent und 
über 20 Prozent, teilweise verursacht durch Wech-

selkursbewegungen. Damit blieb im Jahr 2008 im 
Verarbeitenden Gewerbe der langjährige Trend 
ungebrochen, dass die Arbeitskosten in Deutsch-
land schwächer zunahmen als in den europä-
ischen Nachbarländern. Dementsprechend fällt 
Deutschland bei den Arbeitskosten im Verarbei-
tenden Gewerbe im Länderranking seit 1996 zu-
rück. 

4.3 Arbeitskosten im Dienstleistungssektor 
 nur im Mittelfeld 

In den vergangenen Jahren hat der Dienstleis-
tungssektor unter Kostengesichtspunkten für das 
produzierende Gewerbe zunehmend an Bedeu-
tung gewonnen. Das liegt daran, dass viele Indus-
trieunternehmen Unternehmensteile, die nicht 
unmittelbar zum Produktionsprozess gehören, 
ausgelagert haben und damit diese Dienstleis-
tungen jetzt einkaufen müssen. Deshalb sind die 

3 Als Hochlohnländer werden hier solche Länder bezeichnet, deren Arbeitskosten über den durchschnittlichen Arbeitskosten im Euro-
raum liegen.
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Abbildung 9: 

Arbeitskosten im privaten Dienstleistungssektor 2008

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen.
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Abbildung 8: 

Arbeitskosten im Verarbeitenden Gewerbe 2008

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen.
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Arbeitskosten im Dienstleistungssektor mittler-
weile ein wichtiger Wettbewerbsfaktor für die 
 Exportindustrie.

Mit 26 Euro je Stunde lagen die deutschen 
Arbeitskosten im privaten Dienstleistungssektor4 

nur unwesentlich über dem Durchschnittswert 
für den Euroraum von 25,70 Euro je Stunde. Da-
mit belegte Deutschland 2008 im Länderranking 
Platz neun hinter den Benelux-Staaten, den 
skandi navischen Ländern, Österreich und Frank-
reich (vgl. Abbildung 9). Nur das Vereinigte Kö-
nigreich konnte sich gegenüber Deutschland 
dank der kräftigen Abwertung des britischen 
Pfunds unter Kostengesichtspunkten verbessern. 

Auch bei den Dienstleistungen fi el der An-
stieg der deutschen Arbeitskosten mit 2,1 Prozent 
im Jahr 2008 wie schon seit längerem geringer 
aus als im Euroraum insgesamt (drei Prozent). Ge-
ringere Zuwächse verzeichneten nur Österreich 
und Malta; im Vereinigten Königreich und in 
Schweden sanken die Arbeitskosten abwertungs-
bedingt. Deutlich stärker fi elen die Zuwächse 
hingegen in den neuen EU-Mitgliedsstaaten aus. 
Somit bestätigt sich auch hier das gleiche Bild wie 
im Verarbeitenden Gewerbe: Die Länder mit den 
niedrigsten Arbeitskostenniveaus verzeichneten 
im Jahr 2008 die höchsten Steigerungen. Deutsch-
land fällt dagegen auch bei den Arbeitskosten im 
privaten Dienstleistungssektor im Länderranking 
seit 1996 zurück.

4 Die privaten Dienstleistungen sind in ihrer Zusammensetzung sehr heterogen; entsprechend große Unterschiede bestehen hinsichtlich 
der Entlohnung in den einzelnen Sektoren. Vgl. hierzu: Joebges et al. (2009b), insbesondere Tabelle 1, S.6.
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5 Für eine ausführliche Darstellung vgl. Horn et al. (2007). 
6 Vollzeitarbeitsplätze eröffnen bessere Weiterbildungs- und Aufstiegschancen, was sich wiederum in höheren Stundenlöhnen widerspie-

gelt (OECD 1999: 22-25 insb.). Das gleiche gilt für Dauerverträge im Vergleich zu befristeten Verträgen.
7 Beispielsweise stellt der Sachverständigenrat in der Diskussion um Mindestlöhne fest: „Die zusätzliche Auffächerung der qualifi katori-

schen Lohnstruktur ist ein essentieller Bestandteil der Therapie und nicht etwa eine unwillkommene Folge.“ (SVR 2006: 402 und früher 
SVR 2000, Zi. 416ff.)

8 Vgl. Brehmer/Seifert (2008).

Wieso ist das Lohngefälle zwischen Industrie und Dienstleistungen in Deutschland so hoch?

Im europäischen Vergleich fällt auf, dass es in den alten EU-Ländern eine starke Diskrepanz zwi-
schen den Löhnen in der Industrie und denen im privaten Dienstleistungssektor gibt. Genauer 
gesagt lässt sich hier eine Dreiteilung feststellen: Während Industrie und Vermögenssektoren 
(Finanz- und Immobiliendienstleistungen) hohe Löhne bezahlen, fällt die Entlohnung für die 
anderen Dienstleistungen sehr viel bescheidener aus. In Deutschland hat sich diese Diskrepanz in 
den vergangenen zehn Jahren verschärft und ist unter den alten EU-Ländern mittlerweile am 
größten. Was sind die Gründe dafür? 

Mit Hilfe einer Korrelationsanalyse5 lässt sich aufzeigen, dass die großen Diskrepanzen zwischen 
den Löhnen in der Industrie und im privaten Dienstleistungssektor in Deutschland vielfältige 
Ursachen haben: So ist die Industrie durch einen höheren Anteil an älteren, männlichen und qua-
lifi zierten Angestellten gekennzeichnet, die aufgrund von tarifl ichen Strukturen, historischer Dis-
kriminierung und höherer Produktivität besser entlohnt werden. Hinzu kommt, dass der Anteil 
der Vollzeitstellen6 und der Daueranstellungen in der Industrie höher ist als im Dienstleistungssek-
tor. Des Weiteren spielt die relative Marktmacht zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern eine 
Rolle. Industrielle Unternehmen sind in der Regel größer und ermöglichen eine stärkere Arbeit-
nehmerorganisation. Ein hoher gewerkschaftlicher Organisationsgrad oder national festgelegte 
Mindestlöhne bewirken eine Kompression der Lohnspreizung zwischen den Sektoren. Letztend-
lich weisen auch Länder mit einer stärkeren Inlandsnachfrage bzw. einer negativen Außenhan-
delsbilanz geringere Lohndifferenziale auf. Denn eine stark wachsende inländische Nachfrage 
kommt den inländischen Dienstleistungen zugute und ermöglicht die Zahlung höherer Löhne. 

Nicht nur zwischen den verschiedenen Sektoren klafft ein beträchtliches Lohngefälle, auch inner-
halb derselben Sektoren bzw. Branchen wird die Auffächerung der Lohnstruktur (Lohnspreizung) 
und die damit einhergehende Lohnungleichheit immer größer. Seit langem war die Schaffung 
eines Niedriglohnsektors von vielen Wirtschaftswissenschaftlern und Regierungsberatern7 gefor-
dert worden. Ziel war es, die Beschäftigungssituation vor allem von Geringqualifi zierten deutlich 
zu verbessern. Dieser Logik entsprachen die Arbeitsmarktreformen in Deutschland. Folgerichtig 
stellt die OECD (2008: 84) fest, dass Lohnungleichheit in der Regel stark mit atypischen Beschäf-
tigungsverhältnissen zusammenhängt (vgl. auch Bosch et al. 2008 und Statistisches Bundesamt 
2009). Diese wurden in Deutschland in den vergangenen Jahren aktiv gefördert (Minijobs, Midi-
jobs, Leiharbeit, so genannte Ein-Euro-Jobs). Gleichzeitig wurden die Bezugsbedingungen für Un-
terstützungszahlungen im Falle von Arbeitslosigkeit verschärft (Logeay/Zwiener 2008). 

Mittlerweile sind aber Niedriglöhne längst nicht mehr Ausdruck einer geringen Qualifi kation: 
2006 waren fast drei von vier Niedriglohnbeschäftigten formal qualifi zierte Beschäftigte. Untersu-
chungen zeigen, dass Lohnunterschiede zwischen atypisch Beschäftigten und Normalarbeitsver-
hältnissen auch dann noch bestehen bleiben, wenn für die üblichen sozialen, demographischen 
und ökonomischen Merkmale (Art der Tätigkeit, Betriebsgröße, Branche, Alter, Geschlecht, Bil-
dungsniveau, Berufserfahrung, Region) kontrolliert wird.8 Lohnunterschiede sind somit nicht nur 
Ausdruck einer „gerechten“ Entlohnung aufgrund von Produktivitätsunterschieden, sondern re-
fl ektieren auch die aufgrund von Deregulierung und niedriger Gesamtnachfrage geschwächte Ver-
handlungsposition der Arbeitnehmer (siehe dazu auch Horn et al. 2009 und Logeay/Weiß 2010).
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4.4 Umverteilung: Unternehmen 
 gewinnen – Arbeitnehmer verlieren

Von den Maßnahmen zur Deregulierung des Ar-
beitsmarktes haben die Unternehmen enorm 
profi tiert; sie sind bei den Arbeitskosten massiv 
entlastet worden. Dass diese Kostenentlastungen 
nicht auf einzelne Branchen beschränkt sind, 
sondern für die gesamte Volkswirtschaft gelten, 
lässt sich daran zeigen, dass die Verteilungsspiel-
räume für Lohnerhöhungen in den Jahren 2000 
bis 2008 in keinem Sektor in Deutschland aus-
genutzt wurden.5 Das bedeutet, dass aufgrund 
von Produktionsverfl echtungen mit anderen 
 Sektoren die Unternehmen nicht nur von der 
Lohn“zurückhaltung“ im eigenen Sektor profi -
tiert haben, sondern auch von der schwachen 
Lohnentwicklung in anderen Sektoren, insbeson-
dere bei den privaten Dienstleistungen. Des Wei-
teren hat die Etablierung eines Niedriglohnsek-
tors und die damit einhergehende Lohnspreizung 
die Kostensituation der Unternehmen nochmals 
verbessert. 

In der Öffentlichkeit werden all diese Maß-
nahmen mit dem Argument gerechtfertigt, dass 
man die Unternehmen auf der Kostenseite entlas-
ten müsse, um deren preisliche Wettbewerbsfä-
higkeit zu stärken. Angenommen, es würde den 
Unternehmen tatsächlich darum gehen, ihre 
Konkurrenzfähigkeit zu erhöhen. Dann müssten 
sich Entlastungen auf der Kostenseite in einer 
entsprechenden Preissetzung, d. h. niedrigeren 
Preisen niederschlagen mit dem Ziel, möglichst 
hohe Marktanteilsgewinne zu erzielen. Dies ist 
jedoch nicht zu beobachten. Entlastungen von 
Seiten der Arbeitskosten erhöhten die Gewinne 
der Unternehmen unmittelbar, während Arbeit-
nehmer, Rentner und Transferempfänger reale 
Einkommensverluste hinnehmen mussten. Per 
Saldo führte dies zu einer deutlichen Verschie-
bung im Verhältnis von Lohn- zu Gewinnein-
kommen in Deutschland. Gleichwohl wird die 
Forderung nach Lohnzurückhaltung nach wie 
vor mit Verweis auf sonst drohende Beschäfti-
gungsverluste von Seiten der Arbeitgeber vorge-
bracht, um Ansprüche der Arbeitnehmer auf eine 
faire Teilhabe am Wirtschaftswachstum abzu-
wehren.

9 Vgl. hierzu Eckelmann et al. (2010: 6f.).
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In den vorangegangenen Kapiteln wurde die 
schwache Lohnentwicklung in den vergangenen 
Jahren als Ursache der hohen Exportüberschüsse 
und der Konsumschwäche hierzulande identifi -
ziert. Im Folgenden wird nun anhand von Mo-
dellsimulationen untersucht, wie sich eine ande-
re Lohnpolitik auf zentrale makroökonomische 
Größen wie Exporte, Importe, privaten Konsum, 
Beschäftigung sowie auf das gesamtwirtschaftli-
che Wachstum insgesamt ausgewirkt hätte. Dazu 
wird anstelle der tatsächlichen Lohnentwicklung 
in Deutschland eine fi ktive Lohnentwicklung un-
terstellt, die sich am mittelfristigen Produktivi-
tätsanstieg und an der Zielinfl ationsrate der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) orientiert hätte. Mit 
einem Vergleich der simulierten mit der tatsächli-
chen Situation (Basissimulation) lassen sich die 
Auswirkungen der beiden unterschiedlichen Loh-
nentwicklungen nicht nur qualitativ beschrei-
ben, sondern auch quantifi zieren. Die Simulation 
wird anhand des makroökonometrischen Mo-
dells des IMK durchgeführt. Sie ist ausführlich 
beschrieben in Joebges et al. (2009a).

In der Simulation setzt die alternative Lohn-
setzung zu Beginn der Europäischen Währungs-
union (EWU) im Januar 1999 ein. Ab diesem Zeit-
punkt führen außenwirtschaftliche Ungleichge-
wichte zwischen EWU-Ländern nicht mehr auto-
matisch zu einer mittelfristigen Anpassung des 
Wechselkurses. In der Vergangenheit hatten un-
terdurchschnittliche Lohnzuwächse in Deutsch-
land regelmäßig steigende Leistungsbilanzüber-
schüsse zur Folge gehabt, auf die dann wiederum 
nominale Aufwertungen der D-Mark folgten, die 
den ursprünglichen Wettbewerbsvorteil wieder 
zunichte machten und teilweise sogar überkom-
pensierten. Mit dem Eintritt in die EWU gibt es 
diesen Mechanismus nicht mehr. Das hat zur 
Konsequenz, dass Lohnzuwächse in Deutschland, 

die dauerhaft unterhalb der Zuwächse im Eu-
roraum insgesamt liegen, zu einer kontinuierli-
chen realen Abwertung und damit zu einer ku-
mulativen Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft führen. 

In der Simulation orientiert sich die Lohnset-
zung am mittelfristigen Produktivitätsanstieg, der 
bis zur Krise rund ein Prozent (pro Kopf) pro Jahr 
betrug, und an der Zielinfl ationsrate der EZB von 
knapp zwei Prozent (Horn/Logeay 2004). Gesamt-
wirtschaftliche Lohnerhöhungen in der Größen-
ordnung von rund drei Prozent sind daher voll-
kommen unschädlich. Zum einen verletzen sie 
das Stabilitätsziel der EZB nicht, d. h. sie sind in-
fl ationsneutral, zum anderen beeinträchtigen sie 
nicht die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft gegenüber dem Euroraum 
insgesamt. Obwohl sich Deutschland mit solch 
einer Lohn-Regel stabilitätsgerecht verhalten 
würde, könnte sich die EZB in bestimmten Pha-
sen gezwungen sehen, mit einer restriktiveren 
Geldpolitik und damit einhergehenden höheren 
Zinsen auf eine Zielverfehlung bei der Preisent-
wicklung in anderen EWU-Ländern zu reagieren. 
In den Modellsimulationen wird ein solches Re-
aktionsmuster der EZB durch die Verwendung ei-
ner – gesetzten – Taylor-Regel berücksichtigt. Das 
führt dann zu etwas höheren Nominalzinsen in 
der EWU. 

Wären die nominalen Effektivlöhne (pro 
Kopf) seit Beginn der EWU entsprechend der 
oben formulierten Lohn-Regel erhöht worden, 
dann hätte das Lohnniveau (pro Kopf) Ende 2007 
nominal um gut 17 Prozent über dem tatsächli-
chen Lohnniveau gelegen (vgl. Abbildung 10). 
Die dadurch ausgelösten Preissteigerungen – das 
Preisniveau hätte nach neun Jahren um sechsein-
halb Prozent über dem der Basissimulation gele-
gen – hätten zwar einen Teil der Nominallohn-

5. Höhere Löhne und eine expansivere Fiskalpolitik – eine Alternative  

 zur Exportstrategie
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steigerungen aufgezehrt, dennoch wären die Re-
allöhne in dem Zeitraum gegenüber der tatsächli-
chen Entwicklung um rund elf Prozent stärker 
gewachsen. Das ist nicht unerheblich, da sie in 
dieser Phase tatsächlich um fast vier Prozent ge-
sunken sind, legt man den Defl ator des privaten 
Konsums zugrunde. Die hier unterstellten höhe-
ren Löhne hätten beim realen privaten Verbrauch 
innerhalb von neun Jahren so einen zusätzlichen 
Schub von gut drei Prozent ausgelöst; er hätte 
dann deutlich stärker als die tatsächlichen 
fünfeinhalb Prozent zugelegt. Auch das Wirt-
schaftswachstum insgesamt wäre etwas besser 
ausgefallen. Das Niveau des realen Bruttoinlands-
produkts (BIP) wäre am Ende des Simulationszeit-
raums um gut ein Prozent höher gewesen, was 
sich wiederum in ein höheres Beschäftigungsni-
veau von knapp einem Prozent umgesetzt hätte 
(vgl. Abbildung 10).

Binnenwirtschaftlich wirken sich höhere 
Löhne positiv aus. Welche Auswirkung hat je-
doch die damit einhergehende schlechtere Ent-
wicklung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit 
auf den Außenhandel? Die Simulationsergebnisse 
zeigen, dass die höheren Lohnstückkosten nicht 
vollständig in den Exportpreisen weitergegeben 
werden. Diese liegen nach neun Jahren „nur“ um 
rund fünf Prozent über ihrem Niveau in der Basis-
simulation (vgl. Abbildung 11). Der Anstieg der 
realen Exporte fällt damit um rund fünf Prozent-
punkte niedriger aus und die Importe liegen nach 
ein paar Jahren ganz leicht unter ihrem Niveau in 
der Status quo Simulation. Die bessere binnen-
wirtschaftliche Entwicklung aufgrund der höhe-
ren Löhne wirkt zwar Import erhöhend. Von den 
vergleichsweise  niedrigeren Exporten in der Si-
mulation gehen jedoch dämpfende Effekte auf 
die Einfuhr aus, die durch die höhere Binnen-
nachfrage nicht ganz ausglichen werden. 

Auf den ersten Blick überrascht der Anstieg 
der Importpreise (um rund vier Prozent über der 
tatsächlichen Entwicklung). Offenbar orientieren 
sich die Importeure bei der Preissetzung auch am 
inländischen Preisniveau und nehmen Preisstei-
gerungen im Inland zum Anlass, Spielräume für 
eigene Preiserhöhungen auszunutzen. Das Kon-
zept des „pricing to market“ gilt demnach nicht 

nur für die deutschen Exporteure, die sich nen-
nenswert an den Preisniveaus ihrer jeweiligen 
Absatzmärkte orientieren, sondern auch für die 
deutschen Importeure. Nominal steigen die Im-
porte nach der simulierten Lohnerhöhung um 
zusätzlich gut drei Prozentpunkte. Der nominale 
Außenbeitrag fällt bei den hier unterstellten hö-
heren Löhnen nach neun Jahren um rund 35 
Milliarden Euro niedriger aus. Das entspricht ei-
ner Reduktion des Exportüberschusses um rund 
ein Fünftel.

Gravierend sind die Verteilungseffekte, die 
mit den höheren Löhnen einhergehen (vgl. Ab-
bildung 12). Löhne und öffentliche Transfers 
(Renten, Arbeitslosengeld, etc.) liegen um rund 
18 Prozent über ihrem Niveau in der Status quo 
Situation, während die Bruttogewinne der Unter-
nehmen nun um elf Prozent niedriger ausfallen. 
Damit wachsen in diesem Szenario Löhne und 
Gewinne fast im Gleichschritt, so dass die Lohn-
quote nur noch geringfügig zurückgeht.

In der Zusammenschau der binnenwirt-
schaftlichen, der außenwirtschaftlichen und der 
Verteilungseffekte wird deutlich, dass Deutsch-
land von einem höheren Lohnwachstum profi -
tiert hätte. Zwar wären die Exporte weniger stark 
gestiegen und das durch sie bewirkte Wachstum 
wäre niedriger gewesen. Allerdings hätte die 
durch steigende Reallöhne gestärkte Binnenwirt-
schaft die Wachstumsverluste bei den Exporten 
überkompensiert. Per Saldo wären Wachstum, 
Löhne und Beschäftigung höher ausgefallen, die 
Exportüberschüsse wären deutlich niedriger ge-
wesen und Deutschlands Einkommensverteilung 
wäre nicht so ungleich geworden, wie sie heute ist.

Nachdem anhand der Simulation aufgezeigt 
wurde, wie die Lohnpolitik zum Abbau der Export-
überschüsse beitragen kann, werden im Folgenden 
kurz die Möglichkeiten der Finanzpolitik umris-
sen. Eine expansive Finanzpolitik stimuliert das 
Wirtschaftswachstum. Damit erhöhen sich auch 
die Importe. Gleichzeitig stärkt eine günstigere Be-
schäftigungssituation die Verhandlungsmacht der 
Gewerkschaften, so dass sich auch höhere Lohn-
abschlüsse erzielen lassen. Ein kräftigeres Wirt-
schaftswachstum, eine Zunahme des verfügbaren 
Einkommens der privaten Haushalte sowie ein ge-
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Abbildung 10: 

Gesamtwirtschaftliche Effekte höherer Löhne 

Abweichungen in % gegenüber der Basissimulation
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Quelle: Simulationen mit dem ökonometrischen Konjunkturmodell des IMK auf Basis von Ursprungswerten 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.

Anmerkungen: BIP-Komponenten werden in Mrd. € pro Quartal, Preisdaten normiert auf das Jahr 2000 = 100, 
Löhne in € und Beschäftigte in tausend Personen angegeben. Alle Daten sind Quartalsdaten.

Niveau in der Basissimulation (rechte Skala)

Simulationsergebnisse mit höheren Löhnen (rechte Skala)

Abweichung der Simulationsergebnisse von der Basissimulation in Prozent (linke Skala)
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Quelle: Simulationen mit dem ökonometrischen Konjunkturmodell des IMK auf Basis von Ursprungswerten 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.

Anmerkungen: BIP-Komponenten werden in Mrd. € pro Quartal, Preisdaten normiert auf das Jahr 2000 = 100, 
Löhne in € und Beschäftigte in tausend Personen angegeben. Alle Daten sind Quartalsdaten.

Niveau in der Basissimulation (rechte Skala)

Simulationsergebnisse mit höheren Löhnen (rechte Skala)

Abweichung der Simulationsergebnisse von der Basissimulation in Prozent (linke Skala)

Abbildung 11: 

Auswirkungen höherer Löhne auf den Außenhandel  

Abweichungen in % gegenüber der Basissimulation
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Abbildung 12: 

Auswirkungen höherer Löhne auf die Einkommensverteilung   

Abweichungen in % gegenüber der Basissimulation
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ringfügiger Verlust an preislicher Wettbewerbsfä-
higkeit wirken sich förderlich auf Importe aus und 
reduzieren damit die Exportüberschüsse. 

Natürlich kann die Finanzpolitik auch zielge-
nauer vorgehen, indem sie zum Beispiel die fi nan-
zielle Situation einkommensschwacher Haushalte 
stärkt. Das kann sie mit Hilfe von Transferleistun-
gen erreichen. Will die Finanzpolitik dabei höhe-
re Defi zite vermeiden, dann kann sie gleichzeitig 
Steuererhöhungen an anderer Stelle – vor allem 
„im oberen Einkommensbereich“ – vornehmen, 

z. B. durch Vermögenssteuern, Erbschaftssteuern, 
Anhebung des Spitzensteuersatzes oder die Ein-
führung einer Finanztransaktionssteuer.

Aber allein schon mit der Einführung eines 
gesetzlichen Mindestlohns und der Abschaffung 
der Subventionierung von Mini- und Midijobs 
kann das Ausfransen der Löhne nach unten be-
grenzt und der Konsum stabilisiert werden, ohne 
dass der Staat dafür fi nanzielle Mittel aufwenden 
muss. 

Quelle: Simulationen mit dem ökonometrischen Konjunkturmodell des IMK auf Basis von Ursprungswerten 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.

Anmerkungen: BIP-Komponenten werden in Mrd. € pro Quartal, Preisdaten normiert auf das Jahr 2000 = 100, 
Löhne in € und Beschäftigte in tausend Personen angegeben. Alle Daten sind Quartalsdaten.

Niveau in der Basissimulation (rechte Skala)

Simulationsergebnisse mit höheren Löhnen (rechte Skala)

Abweichung der Simulationsergebnisse von der Basissimulation in Prozent (linke Skala)
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6. Exportüberschüsse und Kapitalexporte aus demographischen Gründen?

Häufi g wird argumentiert, Deutschland müsse 
wegen seiner alternden Bevölkerung jetzt ver-
mehrt sparen, um für die zukünftig höheren Al-
tersausgaben gewappnet zu sein. Unter anderem 
deswegen werden die deutschen Exportüber-
schüsse begrüßt, da sie mit Kapitalexporten (also 
Forderungen gegenüber dem Ausland) einherge-
hen. Würden diese gewinnbringend im Ausland 
angelegt, so die Idee, könnten sie zukünftig mit-
helfen, die durch die Alterung bedingten höhe-
ren Kosten zu tragen. 

Auch das deutsche Rentensystem könnte so 
entlastet werden: Zumindest theoretisch könnten 
bei einem Teilumstieg von einem Umlage- hin zu 
einem Kapitaldeckungssystem die dabei induzier-
ten zusätzlichen Ersparnisse als Kapitalexporte 
ins Ausland transferiert und später zur Mitfi nan-
zierung der Renten herangezogen werden. Unter 
Umständen ließen sich dabei auch noch durch 
Anlagen insbesondere in Schwellenländern hö-
here Renditen als in Deutschland erzielen, da 
dort das Wachstum höher als im Inland sei, so 
das Kalkül. 

Die erwartete höhere Rendite im Ausland 
dürfte sich allerdings als Illusion erweisen. Denn 
zum einen kommt bei Anlagen in Ländern außer-
halb des Euroraumes ein nicht kalkulierbares 
Wechselkursrisiko hinzu. Starke Abwertungen der 
Auslandswährungen führen zu einer entsprechen-
den Wertkorrektur der ausländischen Vermögens-
einkommen. Diese Abwertungen sind sehr wahr-
scheinlich. Denn der fortwährende Kapitalexport 
aus Ländern mit einer demographischen Alterung 
geht zwangsläufi g mit einer dauerhaft negativen 
Leistungsbilanz der Kapital importierenden Län-
der einher. Mit anderen Worten: Sie leiden unter 
strukturellen Wettbewerbsproblemen auf den 
Weltmärkten. Entweder werden sie versuchen, 
diese über eine Abwertung zu korrigieren, oder 

aber die Vermögensanlagen werden unmittelbar 
an Wert verlieren, weil auf Dauer die Bonität 
 dieser Volkswirtschaften wegen der sich kumulie-
renden Auslandsschulden angezweifelt werden 
wird. Wie dies geschieht, zeigen momentan die 
USA. 

Man könnte nun argumentieren, dass es 
nicht um Finanzanlagen in den USA, sondern 
z. B. im wesentlich wachstumsträchtigeren China 
gehe, dessen Währung auch eher unter Aufwer-
tungsverdacht steht. Doch ist dies einzelwirt-
schaftlich gedacht. Ein Land wie China, dessen 
Wachstum und damit auch die dort erzielbaren 
Renditen deutlich höher sind als in den USA, im-
portiert aufgrund seiner hohen Wettbewerbsfä-
higkeit per Saldo kein Kapital, sondern exportiert 
es. Die Nachfrage nach deutschem Kapital ist also 
– nicht nur in China – zu gering, um die Proble-
me der Alterssicherung durch Kapitalanlage in 
anderen Ländern mit hohen Renditen lösen zu 
können. Abgesehen davon dürfte das Alterungs-
problem in China aufgrund der Ein-Kind-Politik in 
Kürze dasjenige Deutschlands noch übertreffen.

Bliebe der Rest der Eurozone als Anlagege-
biet, dann sogar ohne Wechselkursschwankun-
gen. Aber auch hier gilt, dass nicht alle Länder 
per Saldo Kapital importieren und dass jene, die 
es wie Spanien in der Vergangenheit getan haben, 
auf Dauer in Schwierigkeiten gerieten, weil der 
Kapitalbedarf letztlich auf Investitionsblasen (Im-
mobiliensektor) oder Wettbewerbsproblemen im 
Außenhandel beruhte. Beides ist langfristig nicht 
tragfähig. Zudem konstatiert die Europäische Kom-
mission für fast alle Euroraumländer ähnliche de-
mographische Probleme wie für Deutschland. 

Es bleibt somit nur die Schlussfolgerung, dass 
die demographischen Probleme der Altersvorsorge 
im Inland gelöst werden müssen (Logeay et al. 
2009).
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7. Fazit

Die Kombination aus anhaltender Konsumschwä-
che im Inland und hervorragender preislicher 
Wett bewerbsfähigkeit der exportorientierten Wirt-
schaftszweige hat dazu geführt, dass die deutsche 
Volkswirtschaft seit dem Jahr 2000 immer größer 
werdende Exportüberschüsse erzielte. Oft wird so 
getan, als seien die Exportüberschüsse Deutsch-
lands Ausdruck einer erfolgreichen Wachstums-
strategie und Lohnzurückhaltung ein notwen-
diges Mittel, um dieses Ziel zu erreichen. Das 
 Gegenteil ist der Fall. Die jahrelange Lohnzu-
rückhaltung in Deutschland verhinderte einen 
hö heren privaten Konsum und damit höhere Im-
porte; zugleich trug sie maßgeblich zur weiteren 
Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfähig-
keit deutscher Unternehmen bei und zementierte 
auf diese Weise bestehende Außenhandelsun-
gleichgewichte. Unter dem Strich hat Deutsch-
land mit dieser Strategie seinen Handelspartnern 
geschadet – aber nicht nur ihnen, sondern auch 
sich selbst, indem es eigene Wachstumschancen, 
die sich bei einer stärker binnenwirtschaftlichen 
Ausrichtung ergeben hätten, verschenkte.

Der Rat, auf den Globalisierungsdruck müsse 
mit besonders niedrigen Lohnsteigerungen re-
agiert werden, führt damit in die Irre. Dies 
schwächt vielmehr die wirtschaftliche Entwick-
lung, erhöht die Divergenzen in der EWU und 
macht Deutschland noch abhängiger von den 
unkontrollierbaren Entwicklungen der Weltwirt-
schaft. 

Deutschland gehört zwar hinsichtlich der 
Arbeitskosten in der Industrie zu den Hochlohn-
ländern, nimmt aber für die Löhne in der Privat-
wirtschaft insgesamt keineswegs eine Spitzen-
position ein. Im Gegenteil, Deutschland arbeitet 
sich mit unterdurchschnittlichen Zuwachsraten 
im Länderranking nach unten. Besonders die 

 inländischen Dienstleistungen tragen zu dieser 
Entwicklung bei. In Deutschland bestehen sogar 
die größten Lohnunterschiede zwischen Indus-
trie und Dienstleistungen. Neben den üblichen 
strukturellen Unterschieden (sozio-ökonomische 
und unternehmensspezifi sche Zusammensetzung 
der Sektoren) spielt in Deutschland die mit 
 niedrigen Löhnen einhergehende atypische Be-
schäftigung eine wachsende Rolle; sie ist im 
Dienstleistungssektor besonders weit verbreitet.

Eine stetige Lohnentwicklung, die sich an 
der mittelfristigen Produktivitätsentwicklung 
und der Zielinfl ationsrate der EZB orientiert, hät-
te zwar etwas höhere jährliche Preissteigerungen 
verursacht, wäre aber unter dem Strich für die Ar-
beitnehmer, Rentner und Bezieher anderer Trans-
fereinkommen auch nach Abzug der Infl ationsra-
te deutlich besser gewesen. Sie wären am wirt-
schaftlichen Wachstum beteiligt gewesen. Der 
Exportüberschuss wäre dann niedriger ausgefal-
len und unsere Nachbarländer in der EWU wären 
nicht so unter Wettbewerbsdruck gesetzt worden. 
Damit hätten sie einen größeren Spielraum für 
ein balancierteres Wachstum gehabt, das letztlich 
über die dadurch gewonnene Stabilität des Eu-
roraumes auch uns wieder zugute gekommen 
wäre.

Deutschland hätte bei einer solchen Lohn-
politik nicht an Wettbewerbsfähigkeit verloren; 
es hätte vielmehr seine sehr gute relative Wettbe-
werbsposition einfach nur beibehalten und nicht 
weiter ausgebaut. Andere europäische Länder, die 
zwischen binnen- und außenwirtschaftlicher 
Entwicklung einen balancierten Weg gewählt ha-
ben, können eine bessere Wachstums-, Beschäfti-
gungs- und Verteilungsbilanz vorweisen. Die ein-
seitige Strategie der Verteidigung des Titels des 
Exportweltmeisters auf Kosten einer gerechteren 
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Einkommens- und Wohlstandsverteilung hat sich 
daher nicht gelohnt. Aktuell kann man sehen, 
dass sie den Arbeitnehmern in Deutschland nur 
geschadet hat. Im letzten dreieinhalbjährigen 
Konjunkturaufschwung sind ihre Realeinkom-
men sogar zurückgegangen, während die Ge-
winne geradezu explodiert sind. Und in der an-
schließenden Krise haben sie weiter verloren.

Auch bei einer balancierten Verfolgung bin-
nen- und außenwirtschaftlicher Ziele wird 
Deutschland weiterhin Exportnation bleiben und 
die Exporte werden weiter wachsen. Das deutsche 
Wirtschaftswachstum würde dann aber genauso 
getragen von der Binnenwirtschaft, angeregt von 
höheren Lohnzuwächsen. Von den dann höhe-
ren Importzuwächsen profi tieren unsere Nach-
barländer, was den Zusammenhalt innerhalb der 
EWU stärkt.

Die Abkoppelung der Entwicklung der Ex-
porte von der der Importe in Deutschland seit 
dem Jahr 2000 – und zwar vor allem beim Handel 
mit dem Euroraum – hat zur Konsequenz, dass 
die Exportentwicklung das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum in Deutschland in einem extrem ho-
hen Maße determiniert. Das ist genau die Achilles-
ferse des Exportmodells Deutschlands. Deutsch-
land ist bei der Bewältigung außenwirtschaftli-
cher Schocks auf die tatkräftige Unterstützung 
des Auslands angewiesen. Der Umstand, dass der 
deutsche Außenhandel im ersten Halbjahr dieses 
Jahres so dynamisch gewachsen ist, ist in erster 
Linie den Konjunkturprogrammen im Ausland 
und der Expansion in Asien zu verdanken. So 
 betrachtet ist der derzeitige konjunkturelle Auf-
schwung ein geborgter, weil er nicht aus eigener 
Kraft zustande gekommen ist. 
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